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Amts Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Nro, 51. 


Marienwerder, den 16. Dezember 1896. 


1896. 


Die Nummer 39 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält 
unter 
Nr. 2351 die Verordnung über die Kautionen 
von Beamten beim Kaiſerlichen Patentamt vom 30. No⸗ 
vember 1896. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Central⸗Behörden. 


1) Auf den Bericht vom 27. Oktober d. Is. will 
Ich die von dem 23. General⸗ Landtage der Weſt⸗ 
preußiſchen Landſchaft in der Sitzung vom 18. bis 
20. Mai d. 36. beſchloſſenen Nachträge zu dem 
revidirten Reglement der Weſtpreußiſchen Landſchaft 
vom 25. Juni 1851 und zu dem Statut der Weſt⸗ 
preußiſchen landſchaftlichen Darlehnskaſſe vom 9. Ok⸗ 
tober 1876 in der aus der zurückfolgenden Anlage ſich 
ergebenden Faſſung hierdurch landesherrlich genehmigen. 


Neues Palais, den 9. November 1896. 
gez. Wilhelm R. 
ggez. von Hammerſtein. Schönſtedt. 
An den Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen 
und Forſten und den Juſtiz⸗Miniſter. 


A. Nachtrag 
zu dem revidirten Reglement der Weſtpreußiſchen Land⸗ 
ſchaft vom 25. Juni 1851 — G. S. S. 523 fl. — 


1. Zu den zu § 6 Th. I ergangenen Allerhöchſten 
Erlaſſen vom 7. Dezember 1867 — G. S. 
S. 1918 — und 31. März 1883 — G.⸗S. 
S We ee 
„a. Auch ohne Taxe kann auf ein Gut ein Pfand⸗ 

brief⸗Anlehn bis zur Höhe des 18 fachen Be⸗ 
trages des Behufs der Regulirung der Grund⸗ 
ſteuer ermittelten Reinertrages deſſelben, von 
welchem die darauf haftenden öffentlichen und 
gemeinen Laſten, mit Ausnahme der Grund⸗ 
und Gebäudeſteuer, in Abzug zu bringen, be⸗ 
willigt werden, wenn zwei Landſchaftsbeamte 
nach angeſtellter Lokalrecherche den guten Zu⸗ 
ſtand und die Zulänglichkeit der vorhandenen 
Gebäude und des Inventariums beſcheinigen. 
b. Unter gleichen Vorausſetzungen kann in Höhe 
des Betrages zwiſchen dem 18: und 22 fachen 
des Behufs der Grundſteuer⸗Regulirung er⸗ 
mittelten Reinertrages ein Darlehn in Pfand⸗ 


2. 


briefen II. Serie nach den für dieſe beſtehenden 
Beſtimmungen bewilligt werden.“ 
Zu § 7 Th. J. 

„Nach dem Ermeſſen des Engeren Ausſchuſſes 
können Pfandbriefe zu einem höheren oder niedri⸗ 
geren Zinsfuße als zu 3 Prozent mit der Ver⸗ 
pflichtung des Schuldners zur Zahlung ent⸗ 
ſprechender Zinſen, im Uebrigen nach Maßgabe 
der Beſtimmungen des Regulativs vom 22. Juli 
1896 ausgegeben, auch dieſe Emiſſionen, ſowie 
die Emiſſion Z prozentiger Pfandbriefe eingeſtellt 
werden. 

Bei den Beſchlüſſen hierüber haben ſämmt⸗ 
liche Mitglieder des Engeren Ausſchuſſes mit 
1 des General⸗Syndikus ein Stimm⸗ 
re 17 


. Zu dem Allerhöchſt am 10. Mai 1886 be: 


ſtätigten Nachtrag zu §8 7 Th. I und zum § 3 
des Regulativs vom 10. Mai 1886 — Ge. 
S. 179 Nr. 2. — 

J. Mit dem Zeitpunkte der Ausführung der all⸗ 
gemeinen Umwandlung der 3 ½prozentigen 
Pfandbriefe in Zprozentige tritt folgende Be⸗ 
ſtimmung in Kraft: 

„Die Schuldner der Zprozentigen Pfand⸗ 
briefe II. Serie entrichten an die Landſchaft 
jährlich 3 Prozent zur Verzinſung und 
7 Prozent jährlich 
a. während der erſten vier Jahre zum 

Sicherheitsfonds und 
b. demnächſt fortlaufend zum Tilgungs⸗ 

fonds.“ 

II. Mit dem Zeitpunkte der Ausführung der all⸗ 
gemeinen Umwandlung der 3 ½ prozentigen 
Pfandbriefe in 3 prozentige findet die Be⸗ 
ſtimmung zu I auf die bis dahin ausgegebenen 
3 prozentigen Pfandbriefsanleihen II. Serie 
ebenfalls Anwendung. 


8 90 Th. I erhält folgenden Zuſatz: 


„Die Koſten der Unterſuchung 
Schuldner.“ 
$ 92 Th. I erhält folgenden Zuſatz: 
„Und find vom Schuldner in der im 8 93 
vorgeſchriebenen Weiſe zu verzinſen.“ 


trägt der 


. 8 93 Th. erhält folgenden Zuſatz: 


„Gehen die Zinſen innerhalb dreier Tage 
nach den bezeichneten Terminen ein, ſo fällt die 


Ausgegeben in Marienwerder am 17. Dezember 1896. 
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Verpflichtung zur Zahlung von Verzugszinſen 


fort; der Schuldner hat aber für jedes angefangene 
Marktauſend des Rückſtandes eine Mark, mindeſtens 
jedoch drei Mark Strafe zu zahlen.“ 

Zu 8 98 Th. I und zu § 5 des Regulativs über 
die Bildung Weſtpreußiſcher Pfandbriefe ohne die 
Bezeichnung der Spezial⸗Hypothek vom 18. Mai 
1864 — G.⸗S. ©. 314. — 

„Neben der Einreichung der abzulöſenden Pfand⸗ 
briefe ſteht dem Gutsbeſitzer auch frei, dieſe durch 
Kündigung zur Einlöſung durch Baarzahlung des 
Nennwerthes zu beſchaffen. 

Wenn der Gutsbeſitzer zur Kündigung ſchreitet, 
welche nur für den Weihnachts- oder Johannis⸗ 
Termin erfolgen kann, ſo muß er ſeinen Kün⸗ 
digungsantrag ſpäteſtens 8 Monate vor dem 
Zahlungstage, alſo bis zum 1. November be⸗ 
ziehungsweiſe 1. Mai, der General-Landſchafts⸗ 
Direktion, welcher die Leitung des Aufkündigungs⸗ 
verfahrens gegen die Pfandbriefsinhaber zuſteht, 
durch Vermittelung der Provinzial⸗Direktion ein⸗ 
reichen und zur Sicherſtellung, daß er die über⸗ 
nommene Verpflichtung zur Zahlung des Nenn⸗ 
werthes und der entſtandenen Koſten pünktlich 
erfüllen werde, mit dem Kündigungsantrage 
5 Prozent der zu kündigenden Summe baar ein⸗ 
zahlen, oder durch Einreichung von Staats: oder 
anderen pupillariſch ſicheren Werthpapieren nebſt 
Zinsſcheinen und Zinsſchein⸗Anweiſungen ſicher⸗ 
ſtellen, widrigenfalls auf den Kündigungsantrag 
keine Rückſicht genommen werden kann. 

Wenn der Kündigungsantrag rechtzeitig ein⸗ 
gegangen ift, jo werden durch den General⸗Land⸗ 
ſchafts⸗Direktor unter Zuziehung des Syndikus, 
welcher darüber ein Protokoll aufzunehmen hat, 
aus den gleich verzinslichen Pfandbriefen durch 
Looſung diejenigen Pfandbriefsnummern ermittelt, 
welche zur Kündigung beſtimmt ſind. 

Die Kündigung muß durch die Amtsblätter 
der Königlichen Regierungen zu Marienwerder, 
Danzig, Bromberg und Cöslin und den Deutſchen 
Reichs⸗ und Königlich Preußiſchen Staatsanzeiger 
bekannt gemacht, der Kündigungserlaß auch bei 
den Kaſſen der Weſtpreußiſchen Landſchaft, ſowie 
an der Börſe von Berlin ausgehängt werden. 


Ob und in welchen anderen Blättern der 


Kündigungserlaß zu publiziren, bleibt dem Er⸗ 
meſſen der Landſchaft anheimgeſtellt. 

In der Kündigungs- Bekanntmachung müſſen 
die gekündigten Pfandbriefe nach der Nummer, 
dem Betrage und dem Prozentſatze bezeichnet, 
der Fälligkeitstermin des Kapitals angegeben, die 
Aufforderung zur Einlieferung der Pfandbriefe 
nebſt den dazu gehörigen noch nicht fälligen 
Kupons und Talons zu dieſem Fälligkeitstermine 
und die Warnung enthalten fein, daß der ſäumige 
Inhaber mit den in den Pfandbriefen ausge⸗ 
drückten Rechten präkludirt und mit ſeinen An⸗ 


8. 


ſprüchen auf die bei der Landſchaft zu deponirende 
und von derſelben für ſeine Rechnung und Gefahr 
ohne Verzinſung aufzubewahrende Baarvaluta 
werde verwieſen werden. 

Die Inhaber der gekündigten Pfandbriefe ſind 
verpflichtet, dieſelben in kursfähigem Zuſtande 
mit den laufenden und noch nicht fälligen Kupons 
und Talons bei der General-Landſchaftskaſſe ein- 
zuliefern. Ueber die Einlieferung wird eine Be⸗ 
ſcheinigung ertheilt, gegen deren Rückgabe dem 
Vorzeiger derſelben ohne weitere Prüfung ſeiner 
Legitimation beim Eintritt des Einlöſungstermins 
die Baarvaluta ausgezahlt wird. Für nicht ein⸗ 
gelieferte Kupons wird der entſprechende Betrag 
am Kapital gekürzt, um weiterhin zur Einlöſung 
dieſer fehlenden Kupons verwendet zu werden. 

Wenn ein gekündigter Pfandbrief im Fälligkeits⸗ 
termine und längftens bis zum 1. Auguſt, falls 
er für Johannis, und beziehungsweiſe bis zum 
1. Februar, falls er für Weihnachten gekündigt 
war, nicht eingeliefert worden iſt, ſo hat die 
General⸗Landſchafts⸗Direktion die Baarvaluta auf 
Gefahr und Koſten des ſäumigen Pfandbriefs⸗ 
inhabers zu ihrem Depoſitorium zu nehmen und 
die in dem Kündigungserlaſſe angedrohte Prä⸗ 
kluſion und Verweiſung durch eine Reſolution 
feſtzuſetzen. 

Nach Ablauf eines Vierteljahres von dem be⸗ 
zeichneten Fälligkeitstermine gerechnet, alſo mit 
dem 1. Oktober beziehungsweiſe 1. April hat die 
Landſchaft die Verpflichtung, dem Pfandbriefs⸗ 
inhaber von der für ihn deponirten und zinsbar 
zu benutzenden Baarvaluta Depoſitalzinſen zu 
dem Satze von 2 Prozent jährlich zu berechnen, 
oder die Valuta für Rechnung des Gläubigers 
in Weſtpreußiſche Pfandbriefe umzuſetzen. 

Hat der Inhaber den gekündigten Pfandbrief 
zwar vor dem Verfalltermine eingeliefert, die 
Baarvaluta aber unabgehoben gelaſſen, ſo findet 
wegen deren Dispoſition und Verzinſung daſſelbe 
ſtatt, was vorſtehend für den Fall der unter⸗ 
laſſenen Einlieferung vorgeſchrieben iſt.“ 

Zu dem zu § 117 Th. J ergangenen Allerhöchſten 
Erlaß vom 7. September 1880 — G.⸗S. 1881 
S. 2 Nr. 1. — 

„Sobald die Zinſen von den Pfandbriefs⸗ 
beſtänden des Eigenthümlichen Fonds die Summe 
von 180 000 Mark jährlich erreichen, fließen die 
Zinſen des Tilgungsfonds in den Eigenthüm⸗ 
lichen Fonds nur ſoweit, als die ſonſtigen Ein⸗ 
nahmen des letzteren die landſchaftlichen Ver⸗ 
waltungskoſten nicht decken, und werden im 
Uebrigen den Tilgungskonten der einzelnen Be- 
ſitzer gut geſchrieben.“ 


. Zu 8 49 Th. II: 


An Stelle der Worte „und von dem ihm vor⸗ 
geſetzten Obergerichte ein Zeugni zn 
beibringen“ ſind die Worte zu ſetzen: „und von 


der ihm vorgeſetzten Dienſtbehörde ein Zeugniß 
beibringen.“ 

8 55 Th. II iſt zu ſtreichen. 

Zu § 60 Th. II: 

„Im Falle einer der gegenwärtig bei den 
Provinzial⸗Landſchafts- Direktionen angeſtellten 
Rentmeiſter durch Tod oder auf andere Art aus 
dem Amte ſcheidet, hat der landſchaftliche Engere 
Ausſchuß darüber zu beſchließen, ob die Stelle 
wieder zu beſetzen, oder nicht vielmehr die be⸗ 
treffende Provinzial⸗Landſchaftskaſſe unter Ueber⸗ 
tragung ihrer Geſchäfte auf die General⸗Land⸗ 
ſchaftskaſſe eingehen ſolle. 

In dieſem Falle haben ſämmtliche Mitglieder 
des Engeren Ausſchuſſes ausſchließlich des General⸗ 
Syndikus volles Stimmrecht.“ 

.Zu 8 107 Th. II: 
„Das Mandat der General-Landtags⸗Depu⸗ 
tirten und ihrer Stellvertreter dauert ſechs Jahre. 


10. 
Aal. 
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Landſchaft gewährte Grundkapital auf 3 % jahr⸗ 
lich nach dem Ermeſſen der General - Direktion 
ermäßigt werden.“ 

. Zuſatz zu $ 20. 

„Falls die 3 ½prozentigen Neuen Weſtpreußi⸗ 
ſchen Pfandbriefe in 3prozentige konvertirt werden, 
kann der Zinsfuß für den der Darlehnskaſſe aus 
den Fonds der Neuen Weſtpreußiſchen Landſchaft 
geleiſteten Beitrag zu dem Grundkapital auf 3 % 
jährlich nach dem Ermeſſen der General-Direktion 
ermäßigt werden.“ 

Bekanntmachung. 
Weihnachtsſendungen betreffend. 


2 
Die 


Das Reichs⸗Poſtamt richtet auch in dieſem Jahre 
an das Publikum das Erſuchen, mit den Weihnachts⸗ 
verſendungen bald zu beginnen, damit die Packetmaſſen 
ſich nicht in den letzten Tagen vor dem Feſte zu ſehr 
zuſammendrängen, wodurch die Pünktlichkeit in der 


Wenn innerhalb dieſes Zeitraumes die Einberufung Beförderung leidet. 


eines General⸗Landtages erforderlich wird, hat 


Die Packete ſind dauerhaft zu verpacken. Dünne 


die General⸗Direktion die Vorſchläge zu demſelben Pappkaſten, ſchwache Schachteln, Cigaarenfiften ꝛc. find 


den Mitgliedern des General-Landtages mit der 
Einladung zu dieſem zugehen zu laſſen. Zwiſchen 
der Einladung zu dem General⸗Landtage und der 
Eröffnung deſſelben muß ein Zeitraum von 
mindeſtens 14 Tagen liegen. 

Falls während der ſechsjährigen Amtsdauer 
ein Landtags-Mitglied durch Tod oder auf andere 
Weiſe ausſcheidet, iſt in Gemäßheit des § 81 
Th. II revidirten Landſchafts⸗Reglements zu ver⸗ 
fahren. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden bereits 
auf die Mitglieder des gegenwärtigen General⸗ 
Landtages Anwendung. 

Wenn erſt nach Ablauf der ſechsjährigen Wahl⸗ 
periode der Landtagsdeputirten und deren Stell⸗ 
vertreter die Einberufung eines General⸗Land⸗ 
tages beſchloſſen werden ſollte, findet das in den 
85 107, 118 bis 120 Th. II revidirten Land⸗ 
ſchafts Reglements vorgeſchriebene Verfahren 
tatt.“ 

5 1 § 136 Th. II: 

An Stelle des dritten Abſatzes tritt folgende 
Beſtimmung: „Die Zuziehung des Syndikus oder 
eines Richters bei der Aufnahme einer Tape iſt 
nicht nothwendig, kann jedoch auf Antrag des 
Vorſitzenden der Taxkommiſſion Seitens der Pro: 
vinzial⸗Direktion veranlaßt werden.“ 

B. Fünfter Nachtrag 
zu dem Statut der Weſtpreußiſchen landſchaftlichen 
Darlehnskaſſe vom 9. Oktober 1876 
— G. ⸗S. S. 463 Nr. 10. — 
1. Zuſatz zu § 2: 
„Falls die 3½ prozentigen Weſtpreußiſchen 


Pfandbriefe in 3 prozentige konvertirt werden, 3) 


kann der Zinsfuß für das der Darlehnskaſſe aus 


nicht zu benutzen. Die Aufſchrift der Packete muß 
deutlich, vollſtändig und haltbar hergeſtellt ſein. Kann 
die Aufſchrift nicht in deutlicher Weiſe auf das Packet 
geſetzt werden, ſo empfiehlt ſich die Verwendung eines 
Blattes weißen Papiers, welches der ganzen Fläche 
nach feſt aufgeklebt werden muß. Bei Fleiſchſendungen 
und ſolchen Gegenſtänden in Leinwandverpackung, 
welche Feuchtigkeit, Fett, Blut ꝛc. abſetzen, darf die 
Aufſchrift nicht auf die Umhüllung geklebt werden. 
Am zweckmäßigſten ſind gedruckte Aufſchriften auf 
weißem Papier. Dagegen dürfen Formulare zu Poſt⸗ 
Packetadreſſen für Packetaufſchriften nicht verwendet 
werden. Der Name des Beſtimmungsorts muß ſtets 
recht groß und kräftig gedruckt oder geſchrieben ſein. 
Die Packetaufſchrift muß ſämmtliche Angaben der Be⸗ 
gleitadreſſe enthalten, zutreffendenfalls alſo den Franko⸗ 
vermerk, den Nachnahmebetrag nebſt Namen und 
Wohnung des Abſenders, den Vermerk der Eilbeſtellung 
u. ſ. w., damit im Falle des Verluſtes der Begleit⸗ 
adreſſe das Packet auch ohne dieſelbe dem Empfänger 
ausgehändigt werden kann. Auf Packeten nach größeren 
Orten iſt die Wohnung des Empfängers, auf Packeten 
nach Berlin auch der Buchſtabe des Poſtbezirks (C., 
W., SO. u. ſ. w.) anzugeben. Zur Beſchleunigung 
des Betriebes trägt es weſentlich bei, wenn die Packete 
frankirt aufgeliefert werden; die Vereinigung mehrerer 
Packete zu einer Begleitadreſſe iſt thunlichſt zu ver⸗ 
meiden. 

Berlin W., den 4. Dezember 1896. 

Reichs⸗Poſtamt, 1. Abtheilung. 
Fritſch. 
Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden zc. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 


dem Eigenthümlichen Fonds der Weſtpreußiſchen Bürgermeiſters Kuhr in Hammerſtein zum Standes, 


4 


Namen 
der 


Städte. 


1] Chriſtburg 
2 Culm 16 
3 Dt. Eylau — 
4 Dt. Krone — 
5 Flatow — 
60 Graudenz 16 
TI Jaſtrow — 
8 Konitz 16 
9 Löbau — 
10 M. Friedland — 
111 Marienwerder 17 
12] Mewe 14 
13| Neumark — 
14} Rieſenburg 16 
15 Roſenberg — 
160 Schlochau —— 
17 Schwetz — — 
18] Strasburg 15153 
19] Stuhm — — 
200 Thorn 16 
211 Tuchel 15 
22 Hammerſtein — 
23 Neuenburg = 
24 Vandsburg — 
Summa |145 
Durchſchnittspreis 6 


beamten für den Standesamtsbezirk Hammerſtein, 
Kreiſes Schlochau, an Stelle des Bürgermeiſters Hempel 
daſelbſt jetzt in Jaſtrow zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 3. Dezember 1896. 
Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Lehrers Schulz in Dolfusbruch zum Standesbeamten 
für den Standesamtsbezirk Dolfusbruch, Kreiſes Dt. 
Krone, an Stelle des in den Nuheſtand getretenen 
Königlichen Hegemeiſters Hennig in Forſthaus Eichfier 
zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 5. Dezember 1896. 
Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Lehrers a. D. Wojciechowski in Wichulec zum 
Standesbeamten für den Standesamtsbezirk Griewen⸗ 


5) 


6) 
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Markt und 
in den größeren Städten des Regierungsbezirks 


1. Markt ⸗ 


I. A. Getreide. 
Gerſte 


hof, Kreiſes Strasburg W. Pr., an Stelle des Guts⸗ 
beſitzers Dr. von Karwat zu Wichulec zur öffentlichen 


Kenntniß. 


Danzig, den 5. Dezember 1896. 
Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Lehrers Hoppenheit in Oſterwick zum erſten Stell⸗ 
vertreter des Standesbeamten für den Standesamts⸗ 
bezirk Oſterwick, Kreiſes Konitz, an Stelle des in den 
Ruheſtand getretenen Lehrers Schlumm daſelbſt zur 
öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 8. Dezember 1896. 
Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgten Ernennungen: 
1. des Gemeinde ⸗Vorſtehers Franz Gerth in 
Freudenſier zum erſten Stellvertreter des Standes: 


7) 
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Ladenpreiſe 
Marienwerder im Monat November 1896. 


Preiſe. 


von der vom 1 Schock 
„I Keule Bauch 


60 Stuck 


Es koſten je 100 Kiſogramm je 1 Kilogramm 
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beamten für den Standesamtsbezirk Schönthal, der Miniſter des Innern die Erlaubniß ertheilt, bei 
Kreiſes Dt. Krone, und Gelegenheit der im Frühjahr nächſten Jahres dort 
2. des ſeitherigen Stellvertreters Gutsvorſtehers, ſtattfindenden Pferdeausſtellung eine öffentliche Ver⸗ 
Forſtmeiſters Johannes Ahlborn in Schönthal looſung von Wagen, Pferden pp. zu veranſtalten und 
zum zweiten Stellvertreter des Standesbeamten die Looſe 160000 Stück zu je 1 Mark in der ganzen 


für den vorgenannten Bezirk Monarchie zu vertreiben. 
zur öffentlichen Kenntniß. Marienwerder, den 7. Dezember 1896. 
Danzig, den 8. Dezember 1896. Der Regierungs⸗Präſident. 
Der Ober⸗Präſident. 11) Ich bringe hiermit zur öffentlichen Kenntniß, daß 
9) Bekanntmachung. in der am 30. Oktober d. Js. ſtattgehabten Sitzung 


Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des des Vorſtandes der Landwirthſchaftskammer für die 
Lehrers Brunn in Hüttenbuſch zum zweiten Stell⸗ Provinz Weſtpreußen als Vorſitzende bezw. Stell⸗ 
vertreter des Standesbeamten für den Standesamts- vertreter der Körungs⸗Kommiſſion gewählt find: 
bezirk Battrow, Kreiſes Flatow, zur öffentlichen Kenntniß. I. Körungs-Kommiſſion für die auf dem rechten 


Danzig, den 11. Dezember 1896. Wer der Weichſel belegenen Kreiſe des Re⸗ 
Der Ober⸗Präſident. gierungs⸗Bezirks Marienwerder ſowie die auf dem 
10) Dem Verein für Pferderennen und Pferde⸗ linken Ufer der Weichſel belegenen Theile der 


ausſtellungen in Preußen zu Königsberg i./Pr. hat Kreiſe Marienwerder und Thorn: 
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II. Ladenpreiſe an einem der letzten Tage des Monats November 1896 
Mehl zur 7 
Speiſeberei⸗ 
tung aus 


Namen 


talg 


der 


Wei- | Rog⸗ 1 1 

Städte. 
KAHN l. NM 
11 Chriſtburg 26— 22 : — 2 
2 Culm 3: . 
3 Dt. Eylau 3 — 
4] Dt. Krone 2 —— 
5 Flatow 3 — 
Graudenz 3 — 
Jaſtrow 2 un 
Konitz 2 er 
Löbau 2 2 
101 Mk. Friedland 2 — 
111 Marienwerder 3 = 
12| Mewe 2 — 
13] Neumark 2 10 
14 Rieſenburg 2 16 
15 Roſenberg 3 — 
161 Schlochau 2 — 
171 Schwetz 202 — 10 
18] Strasburg 2 3 
19] Stuhm 2 — 15 
20 Thorn 3 —. 
211 Tuchel 3 — 
221 Hammerſtein — I er 
23] Neuenburg —— er Ich 
24] Vandsburg a tele Ae - 
Summa 4 | 19 7 mE 60 E 5525 15 ö 34 35 — 50 — 51 
Durchſchnittspreis 451—36— 5 2 5 64— 50 — 13 


Daß in denjenigen Orten, wo die Rubriken unausgefüllt geblieben, die bezeichneten Artikel nicht zu 
Markte gekommen ſind, beſcheinigt. 


Marienwerder, den 9. Dezember 1896. Der Regierungs⸗Praſident. 


Vorſitzender: Fürſtlicher Domänenpächter Dor⸗ Druckfehler aufweiſt, ſo wird dieſe Polizei⸗Verordnung 
guth⸗Raudnitz, Kr. Roſenberg. Stellvertreter: nochmals zum Abdruck gebracht. 
Rittergutsbeſitzer Graf von der Groeben— Marienwerder, den 7. Dezember 1896. 
N Ludwigsdorf. * f Der Regierungs⸗Praſident. 
II. der g für die auf e ufer la) Es wird hierdurch bekannt gemacht, daß der 
der Weichſel belegenen Kreiſe des Regierungs Beginn d ächſt Ausbild 
Bezirks Marienwerder ausſchlißlich der zu J be⸗ e ee Mn auf aug bon ee 
En Theile der Kreiſe Marienwerder und Montag, den 1. März 1897 
Narſi a ehren feſtgeſetzt worden iſt. 
Alge Nee Seltener ae e 955 zu richten an den Direktor 
N ee ; is des Inſtituts, Ober⸗Roßarzt a. D. Brand, zu Char: 
Ai e Gropius-Hohenſtein, Wetten bung = Spreeſtraße Nr. 42. 
Marienwerder, den 5. Dezember 1896. Marienwerder, den 6. Dezember 1896. 
Der Regierungs⸗Präſident. Der Regierungs⸗Präſident. 
12) Da der im Amtsblatt vom 15. Juli d. Js. 14) Dem Arzt Dr. Zitzke in Jeſchewo, Kreis Schwetz, 
— Nr. 29 — enthaltene Abdruck der Polizei⸗Ver⸗ habe ich die Genehmigung zum Halten einer Haus⸗ 
ordnung betreffend Körung der Hengſte ſinnſtörende apotheke ertheilt. a 
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Letztere iſt nach ſtattgehabter amtlicher Beſichti⸗ Es betrug im Monat November 1896 der Durch⸗ 
gung am 3. d. Mts. eröffnet worden. ſchnitt der höchſten Tagespreiſe einſchließlich eines Auf⸗ 
Marienwerder, den 6. Dezember 1896. ſchlages von fünf vom Hundert für 50 kg Richt⸗ 
Der Regierungs⸗Präſident. Hafer. Heu. ſtroh. 
15) Bekanntmachung. im Hauptmarktorte Ab % Ab 


Auf Grund des § 6 Artikel II des Reichs⸗Ge. Culm für den Kreis Culm 7,35 2,36 2,63 
ſetzes vom 21. Juni 1887 (R.⸗G.⸗Bl. S. 245) betreffend Flatow für den Kreis Flatow 6,46 2,93 2,79 
Abänderung bezw. Ergänzung der Geſetze über die Dt. Krone „ „ Dt. Krone 6,51 2,89 2,36 
Quartierleiſtung und die Naturalleiſtungen für die Dt. Eylau für die Kreiſe Löbau, 
bewaffnete Macht im Frieden ſowie der Vorſchrift der Roſenberg und Strasburg 6,33 2,70 2,26 
Ausführungs⸗Inſtruction vom 30. Auguſt 1887 (R.“ Marienwerder für den Kreis 


G.⸗Bl. S. 433) unter Nr. 3 Abſatz 1 zu 8 9 des Marienwerder 6,77 3,30 2,36 
Naturalleiſtungsgeſetzes werden nachſtehend mit einem Konitz für die Kreiſe Konitz, 

Aufſchlage von fünf vom Hundert die Durch: Schlochau und Tuchel 6,32 2,73 2,89 
ſchnitte der höchſten Tagespreiſe, welche in den für die Graudenz für die Kreiſe Grau⸗ 

einzelnen Lieferungsverbände (Kreiſe) des Regierungs⸗ denz und Schwetz 6,75 3,33 2,56 
bezirks Marienwerder feſtgeſetzten Hauptmarktorten! Thorn für die Kreiſe Briefen 

($ 19 Abſatz 2 und 3 des Kriegsleiſtungs⸗Geſetzes vom und Thorn 7,05 3,27 2,74 
13. Juni 1873) im Monat November 18986 Marienwerder, den 10. Dezember 1896. 

für Fourage gezahlt worden find, bekannt gemacht. Der Regierungs⸗Präſident. 

16) Durchſchnitts⸗Markt⸗Preiſe 


des Schlachtviehes zu Thorn im Monat November 1896 nach Lebendgewicht. 
1. Nindvieh für 100 Pfd. 2. Kälber für |3. Schweine für 4. Hammel Anzahl der aufgetriebenen 


3 100 Pfd. 100 Pf. | für 100 Pfd. Stücke Vieh als 
a. b. g 0. 6 a. b. 2. b. a. | b. | 
ungvie Rind: Käl⸗Schwei⸗ Ham⸗ 
Maſtvieh Wie unter | Unter über fette magere] fette magere | 
ieh 4 Jahren 8 Tage 8 Tage 


— 


ber] ne | mel. 


eee e055 
Marienwerder, den 10. Dezember 1896. Der Regierungs⸗Präſident. 
17) Bekanntmachung. fahrkarten von ſonſt kürzerer Geltungsdauer bis zum 


ae g ee Sg A 
en 75 7 den Duröfinit ie Met der allgemeinen Regel der preußiſchen Staatsbahnen 
Tagespreiſe mit einem Aufſchlage von fünf vom Hundert aut n Se A 99 

zur öffentlichen Kenntniß. ö anzig, den 12. Dezember . 


Es find zu berechnen für: 15 Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 
AR n 0 5 19) Druckfehler ⸗ Berichtigung. 
8 50 Kilogramm 1 Mark 15 Pf. | In der in No. 48 auf Seite 383 des Amts⸗ 
0 45 N Stroh 2 0 blatts der Königlichen Regierung zu Marienwerder 
Danzig HR 8. Dezember 1896 1 vom 25. November 1896 veröffentlichten Bekannt⸗ 
b Re ierungs⸗Präſident machung der Königlichen Direktion der Rentenbank 
N 9 ) für die Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen, betreffend 
18) Bekanntmachung. die bei der Verlooſung von Rentenbriefen am 14. No: 


Zur Erleichterung des Weihnachtsverkehrs wird vember 1896 gezogenen Nummern muß es 
im preußiſchen Staatsbahnverkehr, ſowie im direkten bei Littr. G. zu 300 M. nicht „10143“ 


Verkehre mit der Marienburg⸗Mlawka' er Eiſenbahn, ſondern „10153“ 

der oſtpreußiſchen Südbahn, der Alt⸗Damm.Colberger heißen. 

Eiſenbahn und den Sächſiſchen Staats - Eifenbahnen Königsberg, den 7. Dezember 1896. 

die Geltungsdauer der am 22. Dezember d. 38. und Königl. Direktion der Rentenbank für die Provinzen 
an den folgenden Tagen gelöſten gewöhnlichen Rück Oſt⸗ und Weſtpreußen. 

20) Bekanntmachung. 


Behufs Berechnung und Feſtſtellung der Geldrenten in Regulirungs⸗, Ablöſungs⸗ und Gemeinheits⸗ 
theilungsſachen werden die ermittelten Martini⸗Marktpreiſe eines Neuſcheffels der verſchiedenen Getreidearten 
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un 24/20 jährigen Durchſchnitt der Jahre 1873 bis einſchließlich 1896 — mit Weglaſſung der beiden theuerſten 
und der beiden wohlfeilſten Jahre —, ſowie die durchſchnittlichen Martini⸗Marktpreiſe eines Neuſcheffels 
Roggen pro 1896 in den feſtgeſtellten Normal⸗Marktorten 
der Provinz Weſtpreußen 

nach Vorſchrift des SS 19 ff. des Geſetzes vom 2. März 1850 über die Ablöſung der Reallaſten und in 
Gemäßheit des Schlußſatzes im § 3 des Geſetzes vom 15. April 1857, betreffend die Ergänzung und Ab⸗ 
änderung des Ablöſungsgeſetzes vom 2. März 1850, ſowie gemäß § 3 des Geſetzes vom 27. April 1872 
über die Ablöſung der den geiſtlichen und Schul-Inſtituten, ſowie den frommen und milden Stiftungen pp. 
zuſtehenden Realberechtigungen, wie folgt zur öffentlichen Kenntniß gebracht: 


1595 
Martini⸗ 
Durchſchnitts⸗ 
Marktpreis 
für den 
Neuſcheffel 
Roggen 
im Jahre 
1896. 


A. 
Es beträgt der 24/20 jährige Martini⸗Durchſchnitts⸗ 
Marktpreis für den Neuſcheffel 


Bezeichnung 


der 


Kar⸗ 
toffeln. 


Normal⸗Marktorte. Hafer. | Erbſen. 


Laufende Nr. 


Flatow 


| 

2 

3 

4 

5 Deutſch Eylau 
6 

7 Mälrkiſch Friedland 
8 

9 


Graudenz 67 
Konitz 
10 Deutſch Krone 18 78 
11 Kulm 07 35 


121 Marienburg 
13 Marienwerder 
14] Mewe 
15 Thorn 
Bromberg, den 3. Dezember 1896. 
Königliche General-Kommiſſion für die Provinzen Weſtpreußen und Poſen. 


. mMnmanunsngogv 
e d e e de e d d Cs d N SN 
D 
2 
FEE ker) =: Ei een || ee 

— 
2 
Bo 


21) Bekanntmachung. 22) Nachſtehende 
Die am 2. Januar 1897 fälligen Zinscoupons Ordnung 
unſerer ſämmtlichen Pfandbriefe werden vom 15. De⸗ betreffend 


zember 1896 ab ſowohl hier an unſerer Kaſſe, Hunde⸗ 
gaſſe No. 56, in den Stunden von 9 bis 12 Uhr 
Vor⸗ und 3 bis 5 Uhr Nachmittags wie: 
in Berlin bei der Preußiſchen Pfandbrief⸗Bank, 
Voßſtraße No. 30, 
in Königsberg i/ Pr. bei Herrn Friedr. Laub⸗ 


die Erhebung eines Zuſchlages 
ur 


5 
Brauſteuer und einer Bierſteuer 
in der Stadt Marienwerder 


Auf Grund der Stadtverordneten-Beſchlüſſe d. d. 


meyer, Klapperwieſe No. 16, 
in Marienwerder bei Herrn M. Hirſchfeld, Nach⸗ 
folger A. Seidler, 
in deren Geſchäftsſtunden baar und unentgeltlich ein⸗ 
gelöſt. Bei Präſentation mehrerer Coupons iſt ein 
Verzeichniß, in dem die Appoints geſondert aufgeführt 
ſtehen, zu übergeben. 

Mit Ablauf dieſes Jahres verjähren die im 
Jahre 1892 fällig gewordenen, bis dahin nicht 
abgehobenen Zinscoupons. 

Danzig, im Dez. 1896. Danziger Hypotheken⸗Verein. 


Marienwerder, den 20. Januar, 18. Februar und 8. 
Juni 1896 wird hierdurch in Gemäßheit der 88 13, 
18 und 82 des Kommunal-⸗Abgaben⸗Geſetzes vom 14. 
Juli 1893 für die Stadt Marienwerder die nach⸗ 
ſtehende Steuer⸗Ordnung erlajlen: - 
J. Zuſchlag zur Brauſteuer. 
§ 1. Steuerſatz. 

Vom 1. April 1896 ab wird von dem im Ge⸗ 
meindebezirke Marienwerder gebrauten Biere ein Zu⸗ 
ben von fünfzig vom Hundert zur Brauſteuer er⸗ 
oben. 
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8 2. Zeit der Zahlung. 

Der Zuſchlag iſt von den Brauereibeſitzern auf 
Grund des amtlichen Brauſteuerbuches monatlich und 
zwar am 15. jeden Monats an die Stadtkaſſe zu ent⸗ 
richten. 

§ 3. Erſtattungen. 

Für die Erſtattung des Zuſchlages ſind die 
wegen Erſtattung der Brauſteuer in § 7 des Reichs⸗ 
Geſetzes vom 31. Mai 1872 — Reichs⸗Geſetz-Blatt 
Seite 153 flg. — gegebenen Vorſchriften maßgebend; 
ſie erfolgt auf Grund einer Beſcheinigung des König⸗ 
lichen Steuer- Amtes hierſelbſt über die bewirkte Er⸗ 
ſtattung der Brauſteuer. 

§ 4. Ausfuhr⸗Vergütung. 

Für das vom 1. April 1896 ab aus dem Ge- 
meindebezirk Marienwerder ausgeführte Bier wird der 
gezahlte Zuſchlag vergütet. Der Anſpruch auf die 
Vergütung wird nur zuverläſſigen und in ſteuerlicher 
Beziehung unbeſcholtenen Brauern und nur dann zu⸗ 
geſtanden, wenn dieſelben nur ſelbſtgebrautes Bier 
ausführen und, wenn ſie Bücher führen, aus denen 
die zur Bierbereitung verwendeten Stoffe und deren 
Menge, ſowie der Umfang der Vierbereitung und der 
Bierausfuhr ſich ergiebt. Die Bücher muͤſſen auf Er: 
fordern den von dem Magiſtrate mit der Aufſicht be⸗ 
auftragten Beamten jederzeit im Geſchäftszimmer des 
Brauers zur Einſicht vorgelegt werden. 

Die Zahlung der Vergütung erfolgt monatlich 
auf Anweiſung des Magiſtrats durch die Kämmerei⸗ 
Kaſſe. 

II. Steuer von eingeführten Bier. 
§ 5. Steuerſatz. 

Vom 1. April 1896 ab wird von dem in den 
Gemeindebezirk Marienwerder eingeführten, auswärts 
gebrauten Bier eine Steuer von fünfundſechzig Pfennigen 
für das Hektoliter erhoben. Bei der Ausfuhr des⸗ 
ſelben aus dem Stadtbezirk wird die Steuer vom 
eingeführten Bier nach denſelben Grundſätzen und in 
demſelben Verhältniß erſtattet, nach denen der Brau⸗ 
ſteuerzuſchlag vergütet wird. 

§ 6. Befreiungen. 

Von der Steuer befreit iſt: 

a) Bier, welches in Mengen von nicht mehr als 
zwei Litern eingeführt wird, 

b) Bier, welches durch den Gemeindebezirk nur 
durchgeführt wird. 

Durchgeführtes Bier iſt auch ſolches, welches, 
auf der Eiſenbahn zugeführt, ohne in die Stadt ein⸗ 
gebracht zu werden, auf dem Bahnhofe lagert und 
demnächſt in den Urgebinden weiterbefördert wird, 
oder welches, auf der Achſe eingegangen, in denſelben 
Gebinden und mit demſelben Frachtbriefe weitergeht. 

§ 7. Art, Ort und Zeit der Einfuhr. 

Alles zur Einfuhr beſtimmte Bier muß in Fäſſern, 
deren Inhalt, nach Litermaß geaicht, auf denſelben in 
Zahlen deutlich eingebrannt iſt, oder in vollen, für 
jedes Frachtſtück gleichartigen Flaſchen eingehen. 

Eine Schwankung des wirklichen Inhalts gegen 


den auf den Gebinden eingebrannten iſt zuläſſig und 
zwar: 


bei Gebinden von 12½ — 18 um ½ Liter, 

70 75 70 le) EB 70 1 ” 

77 70 7 3 77 2 ” 
72 — 100 r 


70 75 70 77 3 2 

Die Einführung iſt außer auf der Eiſenbahn 
nur an den von dem Magiſtrate beſtimmten Stellen 
und nur in der Zeit von 8 Uhr Morgens bis 6 Uhr 
Abends zuläſſig. 

$ 8. Ueberwachung der Einfuhr. 

Wer von auswärts oder vom Bahnhofe auf 
Wagen, Karren oder in ſonſtiger Weiſe Bier in den 
Gemeindebezirk ein⸗ oder durch den Gemeindebezirk 
durchführt, iſt verpflichtet, eine die Namen der Ab⸗ 
ſender und Empfänger und den Inhalt jeder einzelnen 
Sendung enthaltende Nachweiſung in doppelter Aus⸗ 
fertigung bei ſich zu führen und beide Ausfertigungen 
an den von dem Magiſtrate beſtimmten Stellen vor⸗ 
zulegen. Eine Ausfertigung wird dem Fracht⸗ 
führer ſofort abgeſtempelt zurückgegeben. Jeder Fracht: 
führer iſt verpflichtet, den Aufſichtsbeamten auf Er⸗ 
fordern die Nachweiſung vorzuzeigen. 

§ 9. Zahlung der Steuer. 

Von auswärts eingeführtes Bier muß von dem 
Empfänger ſpäteſtens am Tage nach dem Empfang 
während der üblichen Dienſtſtunden auf der Kämmerei⸗ 
Kaſſe verſteuert werden. Steuern, welche hiernach an 
Sonn: und Feſttagen entrichtet werden müßten, find 
am Vormittag des nächſten Werktages zu zahlen. 

Wer Bier empfängt, welches von auswärts ein⸗ 
geführt iſt, hat der Kaſſe eine mit ſeiner Unterſchrift 
verſehene Anzeige in doppelter Ausfertigung vor⸗ 
zulegen, aus welcher der Abſender, der Inhalt der 
Gebinde, der Lagerort, Tag und Stunde des Em⸗ 
pfanges und der Betrag der Bierſteuer erſichtlich ſein 
müſſen. Eine Ausfertigung wird dem Steuerpflichtigen 
mit Empfangsbeſcheinigung zurückgegeben; dieſelbe iſt 
in einem Sammelhefte aufzubewahren und den Auf⸗ 
ſichtsbeamten auf Erfordern vorzuzeigen. 

§ 10. Lagerbuch. 

Wer ſich mit dem Kauf von Bier zum Weiter⸗ 
verkauf oder Ausſchank befaßt, hat über das vom 1. 
April 1896 unmittelbar von auswärts bezogene Bier 
ein Lagerbuch zu führen. Daſſelbe iſt den in § 9 für 
die Anzeige gegebenen Vorſchriften entſprechend ein⸗ 
zurichten und jederzeit nebſt dem Sammelhefte der An⸗ 
zeigen zur Einſicht der Aufſichtsbeamten bereit zu 
halten. 

§ 11. Durchſuchungen. 

Den Aufſichtsbeamten iſt von Denjenigen, welche 
Bier von auswärts bezogen haben, behufs Vornahme 
von Durchſuchungen, der Zutritt zu den Räumen, in 
denen das Bier gelagert wird, zu geſtatten. 

III. Zuläſſige Vereinbarungen. 

§ 12. Vereinbarungen. 

Der Magiſtrat iſt befugt, mit einzelnen Steuer⸗ 

pflichtigen zum Zwecke der Erleichterung des Verkehrs, 
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ferner der Zahlung und Vergütung der Steuer be- 
ſondere Vereinbarungen zu treffen. Die Vereinbarungen 
bedürfen der Genehmigung. g 
IV St da fei. 
§ 13. Strafen. 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer 
Ordnung werden mit einer Strafe von 3 bis 30 Mk. 
belegt. Außerdem iſt im Falle der Steuerhinterziehung 
die hinterzogene Steuer nachzuzahlen. 

$ 14. Uebergangs⸗Beſtimmung. 

Mit dem Inkrafttreten dieſer Ordnung erliſcht 
das bisherige Regulativ betreffend die Erhebung eines 
Kommunalzuſchlages zur Brauſteuer und einer Ge⸗ 
meindeſteuer vom Bier in der Stadt Marienwerder 
vom 24. Februar 1890 bezw. vom 20. Mai/4. No: 
vember 1890. 

Marienwerder, den 22. Juni 1896. 

Der Magiſtrat. 
gez. Würtz. 

Vorſtehende Ordnung betreffend die Veranlagung 
und Erhebung eines Zuſchlages zur Brauſteuer und 
einer Bierſteuer im Bezirk der Stadtgemeinde Marien⸗ 
werder wird auf Grund der 88 18 und 77 des Kom⸗ 
munalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 genehmigt. 

Marienwerder, den 1. Juli 1896. 

Der Bezirksausſchuß zu Marienwerder. 
gez. i. V. Kühne. 

Zu der vorſtehenden Genehmigung hat der Herr 
Oberpraſident ſeine Zuſtimmung mittels Erlaſſes vom 
14. d. Mts. Nr. 9956 O. P. ertheilt. 

Marienwerder, den 23. November 1896. 


4. De 
Der Regierungs-Präſident. 
wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Marienwerder, den 2. Dezember 1896. 
Der Magiſtrat. 
Würtz. 
2%) Nachdem die neue Chauſſee von Vandsburg nach 
Schmilowo dem Verkehr übergeben, iſt der alte durch 
die Kreis⸗Krankenhausländereien und das Krüger'ſche 
Grundſtück führende Weg überflüſſig geworden und ſoll 
eingezogen werden. Dieſes Vorhaben wird mit der 
Aufforderung bekannt gemacht, Einſprüche binnen 4 
Wochen zur Vermeidung des Ausſchluſſes bei uns 
geltend zu machen. 
Vandsburg, den 10. Dezember 1896. 
Die Polizei⸗Verwaltung. 
Ausweiſung von Ausländern aus den. 
Reichsgebiet. 
Auf Grund des § 39 des Strafgeſetzbuchs: 
1. Ludwig Koszlowski, Brauer, geboren am 18. 
November 1846 zu Tomrowiſch, Gouvernement 
Plozk, Ruſſiſch⸗Polen, wegen wiederholten Dieb⸗ 
ſtahls im Rückfall (2 Jahre 6 Monate Zuchthaus, 
laut Erkenntniß vom 15. Mai 1894), vom Kgl. 
preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten zu Lüneburg, 
vom 23. Oktober d. J. 
Wilhelm Langer, Schuhmacher, 


24) 


do 


geboren am 


S 


8. Mai 1871 zu Brünn, Mähren, ortsangehörig 
zu Zwittau, Bezirk Maähriſch Trübau, wegen 
Kuppelei und Bedrohung (1 Monat Gefängniß, 
laut Erkenntniß vom 21. Juli 1896), von der 
Königlich bayerischen Polizei-Direktion zu München, 
vom 4. November d. J. 

Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 


„Johann Romajak, Arbeiter, geboren am 12. 


März 1864 zu Losnow⸗Krasna, Bezirk Makow, 
Polen, wegen Landſtreichens, Bettelns, Nennung 
eines falſchen Namens und Widerſtand gegen die 
Staatsgewalt, von der Königlich ſächſiſchen Kreis⸗ 
hauptmannſchaft zu Dresden, vom 12. Oktober d. J. 


William Wheal, Artiſt, geboren am 25. De: 


zember 1847 zu Dublin, Irland, engliſcher Staats⸗ 
angehöriger, wegen Landſtreichens und Bettelns, 
vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten 
zu Osnabrück, vom 3. November d. J. 

Joſef Zopp, Kellner, geboren am 7. Juni 1873 
zu Neu⸗Lublitz, Bezirk Troppau, Oeſterreichiſch⸗ 
Schleſien, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Dieb- 
ſtahls, Landſtreichens und Bettelns, vom Königlich 
preußiſchen Regierungs-Präſidenten zu Breslau, 
vom 21. Oktober d. J. 

Marie Chlad, unverehelicht, geboren am 19. Juli 
1863 zu Pavlov, Böhmen, ortsangehörig eben: 
daſelbſt, wegen Sittenpolizei-Uebertretung und 
Beleidigung, vom Königlich preußiſchen Regie⸗ 
rungs⸗Präſidenten zu Magdeburg, vom 27. Ok⸗ 
tober d. J. 

Attilio Copini (Coppini), Erdarbeiter, geboren 
am 15. Mai 1868 zu Caſteldidone, Provinz 
Cremona, Italien, wegen Landſtreichens, vom 
Kaiſerlichen Bezirks-Präſidenten zu Metz, vom 
27. Oktober d. Js. 

Johanna Götze, geborene Ullmann, verwittwete 
Arbeiterin, geboren am 13. November 1836 zu 
Hohenelbe, Böhmen, ortsangehörig ebendaſelbſt, 
wegen Bettelns, vom Königlich preußiſchen Re⸗ 
gierungs⸗Präſidenten zu Breslau, vom 5. No⸗ 
vember d. J. 


„Ferdinand Mauhart, Bäckergeſelle, geboren am 


11. April 1871 zu Linz, Ober-⸗Oeſterreich, orts⸗ 
angehörig ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens und 
Bettelns, vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗ 
Präſidenten zu Breslau, vom 9. November d. J. 
Wilhelm Meyer, Arbeiter, geboren am 13. Sep⸗ 
tember 1848 zu Didam, Niederlande, ortsangehörig 
daſelbſt, wegen Landſtreichens, vom Königlich 
preußiſchen Regierungs-Präſidenten zu Münſter, 
vom 16. Oktober d. J. 

Florian Pavel, Färbergehülfe, geb. am 8. Mai 
1858 zu Hertin, Bezirk Trautenau, Böhmen, 
ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Bettelns, von 
der Königlich ſächſiſchen Kreishauptmannſchaft zu 
Bautzen, vom 24. Oktober d. J. 


Anton Pavelta, Schneidergeſelle, geboren am 


13. Juli 1848 zu Reichenau, Böhmen, orts⸗ 
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angehörig ebendaſelbſt, wegen Bettelns, vom 
Königlich preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten zu 
Lüneburg, vom 27. Oktober d. J. 

Johann Prokop, Handlungskommis, geboren am 
16. Mai 1833 zu Lemberg, Galizien, orts⸗ 
angehörig ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens und 
Bettelns, von der Königlich bayeriſchen Polizei⸗ 
Direktion zu München, vom 20. Oktober d. J. 
Johann van Ryſſen, Arbeiter, geboren am 2. 
Februar 1841 zu Diepenveen, Niederlande, wegen 
Bettelns, vom Landesdirektor der Fürſtenthümer 
Waldeck und Pyrmont zu Arolſen, vom 7. No⸗ 
vember d. J. 

Rudolf Schäffer, Schreiber, geb. am 14. April 
1872 zu Judenburg, Steiermark, ortsangehörig 
ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens, vom Kaiſer⸗ 
lichen Bezirks⸗Präſidenten zu Strasburg i. E., 
vom 26. Oktober d. J. 

Joſef Troppauer, Handelsmann, 33 (30) Jahre 
alt, geboren zu Bendzin, Gouvernement Petrikau, 
Rußland, ruſſiſcher Staatsangehöriger, wegen Land⸗ 
ſtreichens und Bettelns, vom Königlich preußiſchen 
Regierungs⸗Praſidenten zu Poſen, vom 30. DE 
tober d. J. 

deſſen Ehefrau Hulda, geborene Rawski, 20 Jahre 
alt, geboren zu Czorkow, Gouvernement Petrikau, 
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13. 


14. 


15. 
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p) des Karl Roggenmoſer (Central-Blatt für 
1893 S. 97 8. 21) 

ſind zurückgenommen worden. 


25) Verſonal⸗Chronik. 

Der Regierungs⸗Aſſeſſor Dr. Schwarzloſe 
hierſelbſt iſt an die Königliche Regierung in Konigs⸗ 
berg verſetzt. 

Die Wahl des Bürgermeiſters Wilhelm Bock 
zum Bürgermeiſter der Stadt Chriſtburg auf eine 
weitere Wahlperiode von 12 Jahren iſt beſtätigt 
worden. 

Die Wahl des Bürgermeiſters Eduard Kühl 
zu Liebſtadt zum Bürgermeiſter der Stadt Strasburg 
auf die geſetzliche Amtsdauer von 12 Jahren iſt 
beſtätigt. 

Die Wahl des Uhrmachers Hermann Neuhoff 
zum unbeſoldeten Rathmann der Stadt Dt. Eylau iſt 
beſtätigt worden. 

Die Wahl des Zimmer⸗ und Maurermeiſters 
Hildebrandt und des Rentier Wilhelm Schönrock 
zu unbeſoldeten Rathmännern der Stadt Chriſtburg 
iſt beſtätigt worden. 

Die Wahl des Rektor a. D. Theodor Nauck 
zum unbeſoldeten Rathmann der Stadt Schlochau iſt 
beſtätigt worden. 


16. 


wegen Landſtreichens und Bettelns, vom Königlich Perſonal-Verän derungen im Departement des 
preußiſchen Regierungs- Präſidenten zu Poſen, Königl. Oberlandesgerichts zu Marienwerder 
vom 30. Oktober d. J. pro Monat November 1896. 

Levi Abramczeck, Buchbinder, 56 Jahre alt, Ernannt: 1. Staatsanwalt Dr. Borchert in Berlin 


geboren und ortsangehörig zu Kiew, Rußland, 
wegen Bettelns und Fälſchung von Legitimations⸗ 
papieren, vom Großherzoglich badiſchen Landes⸗ 
kommiſſär zu Mannheim, vom 18. November d. J. 


Simon Chmelik, Tiſchlergeſelle, geboren am 19. 
September 1842 zu Trenſch, Kr. Pilſen, Böhmen, 
öſterreichiſcher Staatsangehöriger, wegen Bettelns, 
vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten 
zu Potsdam, vom 4. November d. J. 

Philipp Peter Feilenhauer (Pielniak), Bäcker⸗ 
geſelle, geboren am 16. April 1859 zu Warſchau, 
ruſſiſcher Staatsangehöriger, wegen Bettelns, vom 
Königlich preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten zu 
Potsdam, vom 3. November d. J. 

Alfred Felix, Steinhauer, geboren am 25. Fe⸗ 
bruar 1871 zu Vevey, Schweiz, ortsangehörig 
ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens und Bettelns, 
vom Kaiſerlichen Bezirks⸗Präſidenten zu Straß⸗ 
burg i. E., vom 12. November d. J. 


Die durch Beſchluß des Königlich preußiſchen 
Regierungs- Präfidenten zu Hannover vom 7. Juni 
1893 verfügte Ausweiſung der Anna Antonie Koid 
aus dem Reichsgebiet (Central⸗Blatt für 1893 S. 198 
Z. 7) iſt zurückgenommen worden. 

Nachſtehende Ausweiſungen aus dem Reichsgebiet: 

a) des Webers Gottfried Lang (Central-Blatt für 

1896 S. 482 Z. 9), 


17. 


18. 


19. 


zum erſten Staatsanwalt bei dem Landgericht 

in Thorn. 

.Gerichtsaſſeſſor Plonsker in Culm zum Amts⸗ 
richter in Schwetz. 
Referendar Robert Hartwich in Marienburg zum 

Gerichtsaſſeſſor. 

„Die Rechtskandidaten Max Trauthan in Culm, 
Victor David in Zoppot, Walter Lebbe in 
Danzig und Carl Herrmann in Konitz zu 
Referendaren unter Ueberweiſung an das Amts⸗ 
gericht in Culm bezw. Zoppot, Tiegenhof und 
Pr. Friedland. 
Gerichtsſchreibergehülfe Lau in Culm zum Ge⸗ 
richtsſchreiber. 

Die Hülfsgefangenaufſeher Schiewe in Thorn 
und Greger in Konitz zu Gefangenaufſehern 
bei dem Amtsgerichte in Loebau bezw. dem 
landgerichtlichen Gefängniß in Konitz. 

Verſetzt: 1. Staatsanwalt Maul in Lyck in gleicher 

Eigenſchaft an das Landgericht in Danzig. 

2. Gerichtsvollzieher Liebert in Schwetz an das 
Amtsgericht in Thorn. 

3. Die Gerichtsdiener Franke in Schwetz und v. 
Deßonneck in Thorn an das Amtsgericht in 
Elbing bezw. Tuchel. 

Zugelaſſen: 1. Die Gerichtsaſſeſſoren Paul Goerigk 
in Strasburg W./ P. und Alfred Pretzell in 
Danzig zur Rechtsanwaltſchaft bei dem Amts⸗ 
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gerichte in Strasburg W. P. bezw. dem Sg, 
gericht I in Berlin und 
2. Rechtsanwalt Neumann in Marggrabowa bei 
dem Amts⸗ und und dem Landgericht in Thorn. 

Entlaſſen: 1. Gerichtsaſſeſſor Dr. Felir Mayer in 
Danzig behufs Uebertritts zur Communalver⸗ 
waltung. 

2. Referendar Johannes Uebe in Danzig in den 
Kammergerichtsbezirk. 

3. Referendar Bernhard von Puttkamer aus 
Plauth behufs Uebertritts zum Militär. 

4. Gerichtsdiener Braun in Tuchel in Folge Dis⸗ 
ciplinarurtheils. 

Verliehen: Dem Landgerichtsrath Taureck in Elbing 
aus Anlaß ſeiner Penſionirung der Rothe Adler⸗ 
orden dritter Klaſſe mit der Schleife. 

Penſionirt: 1. Erſter Gerichtsdiener, Botenmeiſter 
Kuhn in Danzig. 

2. Gerichtsdiener Hoffmann in Elbing. 
3. Gerichtsvollzieher Guenther in Lautenburg. 

Geſtorben: Landgerichtsdirector, Geheimer Juſtizrath 
Birnbaum in Danzig. 

Perſonal-Veränderungen bei der Königlichen 

General-Kommiſſion für die Provinzen Weſt⸗ 

preußen und Poſen zu Bromberg. 
1. Ernannt ſind: die Gerichtsaſſeſſoren Plaetſchke 


5. Angenommen ſind: Rechengehülfe Schultz aus 
Bromberg als Civilanwärter für die Spezial⸗ 
kommiſſion in Schneidemühl, Militäranwärter 
Wolinski aus Mewe W. Pr. als General⸗ 
kommiſſions⸗Hülfsbote. 

6. Beurlaubt zur Ableiſtung ihrer Militärdienſtpflicht 
ſind vom 1. October 1896 ab auf ein Jahr die 
Landmeſſer Baum in Bromberg und Reuß in 
Danzig. 

7. Beſtanden haben: die Prüfung zum Generals 
kommiſſions- Sekretär die Generalkommiſſions⸗ 
Büreaudiätare Strehlke und Winkelmann 
und der Spezialkommiſſions⸗Büreaudiätar von 
Trzebiatowski in Graudenz, die Prüfung zum 
Spezialkommiſſions Sekretär, die Büreaudiätare 
Flick in Danzig, von Rzepecki und Bluh u 
in Bromberg und Iwert in Konitz. 


Der Kreisſchulinſpektor Richter in Thorn wird 
bis Ende März k. J. in dem Königlichen Miniſterium 
der geiſtlichen pp. Angelegenheit als Hilfsarbeiter be: 
ſchäftigt werden. Die vertretungsweiſe Verwaltung 
der Kreisſchulinſpektion Thorn iſt bis dahin dem Kreis⸗ 
ſchulinſpektor Neidel in Schönſee übertragen. 

Die Ortsaufſicht über die neu gegründete Schule 
in Sloßewo, Kreis Strasburg, iſt dem Kreisſchul⸗ 
nſpektor Eichhorn in Strasburg übertragen. 


in Konitz und Sperl in Bromberg zu Re⸗ i 
gierungsaſſeſſoren, der anſtellungsberechtigte Halb⸗ Der kommiſſariſche Kreisſchulinſpektor Komorowski 
inwalide Sauer zum Generalkommiſſions⸗Büreau⸗ in Leſſen iſt vom 23. d. Mts. bis zum 1. k. Mts. 
diätar, der Militäranwärter Vergin zum Gene beurlaubt und wird während dieſer Zeit von dem 
ralkommiſſions⸗Kanzleidiätar, der Generalkom⸗Kreisſchulinſpektor, Schulrath Dr. Kaphahn in 
miſſions⸗Bote Steffen zum Botenmeiſter. Graudenz vertreten. 

2. Verſetzt find: das Mitglied des Kollegiums, Die Ortsaufſicht über die neu gegründete Schule 
Regierungsrath Meyer I, in gleicher Eigenſchaft zu Pniewno im Kreiſe Schwetz iſt vorläufig dem 
zur Generalkommiſſion in Königsberg i. Pr., der Königlichen Kreisſchulinſpektor Kießner in Schwetz 
bisherige Spezialkommiſſar, Regierungsrath übertragen worden. 

Friedrich aus Homberg als außeretatsmäßiges Die Lokalaufſicht über die evangeliſchen Schulen 
Mitglied in das Kollegium der General-Kom⸗ zu Alfließ, Breſin, Breſinermangel, Lippink und Oſche 
miſſion in Bromberg, der Spezialkommiſſar, im Kreiſe Schwetz iſt dem Pfarrer Huß in Oſche 
Regierungsaſſeſſor Kauſch und der Spezial- übertragen und der bisherige Lokalſchulinſpektor, 
kommiſſions⸗Sekretär Malinowski von Grau- Kreisſchulinſpektor Engelien in Neuenburg von 
denz zu der in Thorn neu errichteten Spezial⸗dieſem Amte entbunden worden. 

kommiſſion, ferner Oberlandmeſſer Heidelck von Dem Fräulein Eliſabeth Lindenau zu 
Konitz nach Bromberg, Oberlandmeſſer FramkePeterswalde, Kreis Stuhm, iſt die Erlaubniß ertheilt, 
und Landmeſſer Starczewski von Wollſtein im dieſſeitigen Bezirk als Hauslehrerin und Erzie⸗ 
N Liſſa 1./Bof, il Grodzicki von|herin thätig zu fein. 

Elbing in den Bezirk der Generalkommiſſion ine : 

Königsberg ir, 26) Erledigte Schulſtellen. 

3. Uebertragen iſt die Verwaltung der Spezial⸗ Die Schullehrerſtelle zu Korzeniec, Kreis Thorn, 
kommiſſion in Graudenz dem Regierungs⸗Aſſeſſor wird zum 1. Januar k. J. erledigt. 

Große (früher in Bromberg). Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 

4. Ueberwieſen zur Beſchäftigung als forſttechniſcher ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
Hülfsarbeiter iſt der Forſtaſſeſſor Schmundt inſihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
in Konitz. Herrn Neidel zu Schönſee zu melden. 


(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nr. 51.) 


Redigirt im Bureau der Königlichen Regierung. Druck von R. Kanter's Hofbuchdruckerer. 
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